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Kreisstadt Siegburg           Anlage A 

      
Gremium: Rat der Stadt Siegburg  
Sitzung am:  25.06.2020 
 
 

 

Flächennutzungsplan, 75. Änderung 
Südwesthang im Bereich der Waldfläche östlich der Straße „Siegenhardt“, nördlich der 
Hauptstraße, südlich der Straße „Auf dem Kellersberg“, im Stadtteil Seligenthal 

 Behandlung der eingegangenen Stellungnahmen  

 Feststellungsbeschluss 

 

 
 
 
Eingegangene Stellungnahmen und Abwägungsvorschlag der Stadtverwaltung  
 
 
 
Im Anschluss an die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit und der Behörden, wurden die 
eingegangenen Schreiben ausgewertet. 
 
 
1.1 Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB 
 

Im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB wurde eine Stellungnahme 
abgegeben. 
 
1.1.1 Privatperson A – Auf dem Kellersberg 

 
 
1.2 Beteiligung der Behörden gem. § 4 Abs. 1 BauGB 
 

Im Rahmen der Behördenbeteiligung gem. § 4 Abs. 1 BauGB sind folgende abwägungsrelevante 
Stellungnahmen eingegangen: 
 
1.2.1 Kampfmittelbeseitigungsdienst (KBD) 
1.2.2 Rhein-Sieg-Kreis – Amt für Umwelt- und Naturschutz 

 
 
 
Im Rahmen der Offenlegung des Planentwurfs gem. § 3 Abs. 2 BauGB und der Beteiligung gem. § 4 
Abs. 2 BauGB sind weder von privater Seite noch seitens der Behörden und Träger öffentlicher Belange 
abwägungsrelevante Stellungnahmen eingegangen. 
 
 
 
Die aufgelisteten Stellungnahmen werden nachfolgend behandelt.  
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1.1.1 Privatpersonen A – Im Sommerfeld mit Schreiben vom 09.08.2018 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Im Bebauungsplan Nr. 13 aus dem Jahr 1964 wurde im Bereich des gekennzeichneten Grundstücks 
eine Grünfläche festgesetzt und keine überbaubare Fläche. Die planungsrechtliche Situation nach 
Aufhebung des Bebauungsplanes und Änderung des Flächennutzungsplanes von „Wohnbaufläche“ zu 
„Fläche für Wald“ wird keine negativen Auswirkungen auf das Grundstück haben. Der als „Waldfläche“ 
im Flächennutzungsplan dargestellte Bereich ist nicht zwingend als solcher zu nutzen. Das genannte 
Flurstück 112 kann auch weiterhin als Gartenfläche bzw. Rasenfläche erhalten bleiben und auch als 
solche genutzt werden. Ein Wertverlust des Grundstücks geht somit nicht einher, da das Grundstück 
zum jetzigen Zeitpunkt ebenfalls nicht bebaubar ist. Geteilte Grundstücke, die teilweise im 
Außenbereich und teilweise im sog. Innenbereich liegen, können auch wieder zusammengelegt werden. 
 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Anregung wird nicht berücksichtigt.  
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1.2.1 Kampfmittelbeseitigungsdienst, E-Mail-Schreiben vom 24.09.2019 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
In die Begründung zur 75. Änderung des Flächennutzungsplanes wird unter Punkt 9 folgender Hinweis 
aufgenommen. Auf  Ebene des Flächennutzungsplanes besteht kein weiterer planerischer bzw. 
abwägungsrelevanter Handlungsbedarf. 
 
Kampfmittel: 
 
Die Luftbildauswertung des Kampfmittelbeseitigungsdienstes NRW – Rheinland (Bezirksregierung 
Düsseldorf) ergab Hinweise auf vermehrte Bombenabwürfe, im Zeitraum des zweiten Weltkriegs von 
1939-1945. Bei Bodeneingriffen wird eine Überprüfung empfohlen. Die Beauftragung der Überprüfung 
erfolgt in Absprache mit dem Kampfmittelbeseitigungsdienst. 
Sofern es nach 1945 Aufschüttungen gegeben hat, sind diese bis auf das Geländeniveau von 1945 
abzuschieben. Zur Festlegung des abzuschiebenden Bereichs und der weiteren Vorgehensweise ist ein 
Ortstermin mit dem Kampfmittelbeseitigungsdienst abzustimmen. 
Erfolgen Erdarbeiten mit erheblichen mechanischen Belastungen wie Rammarbeiten, Pfahlgründungen, 
Verbauarbeiten etc. wird eine Sicherheitsdetektion empfohlen. Einzelheiten sind mit dem 
Kampfmittelbeseitigungsdienst abzustimmen. 
 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Anregung wird als Hinweis in die Planbegründung aufgenommen.  
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1.2.2 Rhein-Sieg-Kreis, Amt für Umwelt- und Naturschutz mit Schreiben vom 07.10.2019 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
In der Begründung zur Flächennutzungsplanänderung wird der Satz „Eine gutachterliche 
Gefährdungseinschätzung durch einen geeigneten Sachverständigen ist erforderlich.“ unter dem Punkt 
„Altlasten“ gestrichen. 
 
Im Umweltbericht wird der Hinweis auf das Erfordernis einer gutachterlichen Gefährdungsabschätzung 
unter Pkt. 4.2.3.2 „Altlasten“ um die Formulierung „bei Baumaßnahmen“ ergänzt.  
 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Anregung wird berücksichtigt. 


